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1ANTRÄGE NACH SACHGEBIETEN

U 003
Lfd.-Nr. 1196

Gewerkschaft ver.di

Beschluss des DGB-Bundeskongresses:
Annahme als Material zu Antrag U 001

"Soziale und ökologische Verantwortung von
Unternehmen weltweit"

1. Die Unternehmen müssen weltweit mehr soziale und öko­
logische Verantwortung übernehmen. Der DGB wird
gemeinsam mit seinen Mitgliedsgewerkschaften dazu
politische Forderungen entwickeln, damit die Unterneh­
men mehr soziale und ökolische Standards einhalten oder
dafür zur Verantwortung gezogen werden.

Der DGB wird seine Forderungen öffentlichkeitswirksam
an die relevanten Adressaten auf kommunaler und Lan­
des, Bundes- und EU-Ebene weiterleiten. 

2. Der DGB wird Mitglied im deutschen "Netzwerk für Un­
ternehmensverantwortung" (CoRA). Hier kann der DGB
sich mit über 50 anderen zivilgesellschaftlichen Organisa­
tionen (wie z. B. Greenpeace, Germanwatch, Transparency
International etc) für soziale und ökologische Unterneh­
mensverantwortung stärker abstimmen und mit ihnen
gemeinsam aktiv für das Thema werben. 

3. Im Bereich des Arbeitsschutzes die Interessenvertretun­
gen der Einzelgewerkschaften in nationalen und europäi­
schen Arbeitsschutzorganisationen im internationalen
Kontext besser zu koordinieren. 

4. Der DGB wird künftig auf ökofaire Beschaffung in allen
seinen Handlungs- und Betriebsfeldern achten (Beispiele:
Material, Aktions- und Werbeartikel, Aktionskleidung,
Kantinen, Catering usw.).

Begründung:

Die Katastrophen in Textilfabriken in Bangladesh und Pakistan
mit mehreren tausenden Toten reißen nicht ab und bilden nur
einen mehr als traurigen Höhepunkt der menschenverachten­
den Lebens- und Arbeitsbedingungen in diesem Sektor. Die
Arbeits- und Produktionsbedingungen in der globalen Land­
wirtschaft oder in der IT-Industrie sind nicht minder un­
menschlich, wenn auch weniger beachtet. Ob Orangensaft aus
Brasilien, Bananen aus Ecuador oder Kleidung aus Bang­
ladesh: unser täglicher Konsum in Deutschland ist oft
untrennbar mit sklavenähnlichen Arbeitsbedingungen verbun­
den, unter denen unsere Konsumgüter hergestellt werden. Im
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21. Jahrhundert gibt es - nach konservativer Einschätzung - 21
bis 27 Millionen Menschen, die heute weltweit von Sklaverei
und sklaverei-ähnlichen Arbeits- und Lebensbedingungen be­
troffen sind. Wenn man diejenigen hinzuzählt, die zwar nicht
in Sklaverei oder einer Form von Zwangsarbeit gefangen sind,
aber nichtsdestotrotz unter desaströsen Bedingungen arbeiten
müssen (Nichteinhaltung der weiteren ILO-Kernarbeitsnor­
men), ist davon auszugehen, dass die Zahlen um ein Vielfa­
ches multipliziert werden müssen. Beide Beschäftigungska­
tegorien sind weltweit sowohl im Dienstleistungsbereich als
auch in etlichen Industrien,  in der Land- und Forstwirtschaft,
in der Fischerei, in Minen und Steinbrüchen, im Militär sowie
in zivilen staatlichen Betrieben anzutreffen.

Im Namen von hohen Renditen und Wettbewerbsfähigkeit
werden die Kosten, Belastungen und Risiken in der Produktion
bei Dienstleistungen von den Unternehmen auf die Beschäf­
tigten in der gesamten Wertschöpfungskette, auf die Bevölke­
rung vor Ort sowie auf die Umwelt und das Klima abgewälzt.
Dies wird durch nationale und internationale Regelungslücken
durch die Politik erst ermöglicht und angefacht.

So genannte freiwillige Selbstverpflichtungen im Rahmen von
sozialer Unternehmensverantwortung "Corporate Social
Responsibility" (CSR, ein Beispiel ist die Sozial Business
Compliance Initiative) sind meist unkontrollierbar, so dass sie
als Feigenblatt dazu genutzt werden können, Proteste zu ver­
hindern und gleichzeitig keine umfassende Verantwortung
übernehmen zu müssen. So wurden zwei der im Jahre 2013
eingestürzten Fabriken in Bangladesh von eben dieser Busi­
ness Social Compliance Initiative vorher offiziell als unbedenk­
lich eingestuft.

Als Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter streben wir die
Durchsetzung und Einhaltung von menschenwürdigen Arbeits­
bedingungen weltweit an. Kein Menschenleben ist mehr wert
als ein anderes. Unsere Umwelt und die natürlichen Grundla­
gen kennen auch keine Grenzen. Hinzu kommt, dass die
Arbeitsbedingungen in anderen Ländern mittel- und langfris­
tig immer Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen in
Deutschland haben. Vielfach haben wir es mit multinationalen
Konzernen zu tun, die uns versuchen, gegenseitig auszuspie­
len. Daher werden wir das Thema in Zukunft grundsätzlich in
unsere Arbeit integrieren und in unsere Gewerkschaftsgremien
und -ebenen, in die breite Öffentlichkeit und
in die Politik tragen.
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Ziel ist, diese Praktiken auf allen denkbaren Wegen -
Überzeugungsarbeit und Diplomatie, Gesetzgebung und
Rechtsprechung, Handelsbestimmungen und -praktiken, Kon­
sumverhalten und Beschaffungswesen sowie direkte Koopera­
tione mit und Unterstützung von Organisationen, die in die­
sem Bereich tätig sind - zu bekämpfen.

In einem Positionspapier aus dem Jahres 2010 schreibt der
DGB: "Die deutschen Gewerkschaften fordern strengere Haf­
tungsregeln für nationale und auch internationale Unterneh­
menverstöße. Unternehmen müssen für die sozialen, ökologi­
schen und humanitäten Auswirkungen ihrer Tätigkeiten in
größerem Umfang haften" sowie: "Betroffene Staaten und
Parteien müssen die Möglichkeit haben, sie auf rechtlichem
Wege zu belangen".

Dieser Antrag dient dazu, diesen richtigen Positionen nun
noch stärker Taten folgen zu lassen.
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